Wien, Donnerstag, den 25. Auguſt 1887. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift m Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


XX. Jahrgang. Nr. 34. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 
ü rationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
e eee ö vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkeuutuiſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben und betrügt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefälligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchriſt mit oder ohne die Erkeuntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. m. 


Juſerate werden billinſt berechnet. — Beilagengebühr nach rerheriger Vereinkarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, ſind portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


— — — —— — ——— — ——————— 


Inhalt: 


Die Ceutraliſation der Amtsbibliotheken in Wien. 
Hugelmann. 
Mittheilungen aus der Praxis: 


Von Dr. Karl | 


Wie die neuen Inſtitute aber nicht aus der beſonderen Entwicklung 
der einzelnen Lehranſtalten hervorgegangen waren, ſondern einem ein⸗ 
heitlichen, durchgreifenden Staatsacte ihre Entſtehung verdankten, jo 
griffen ſie auch in ihrer Widmung über den Zweck der Lehrauſtalten 


Der Leiter einer Volksſchule iſt im Falle der Incompetenzmäßigkeit feiner Na- hinaus, von denen fie ihren Namen trugen, und dienten in zweiter 
turalwohnung nur berechtigt, an Stelle derſelben die geſetzliche Quartiergeld⸗ Linie auch dem Jutereſſe der Oeffentlichkeit. 


entſchädigung zu fordern. Die Feſtſtellung einer anderweitigen, mit Rückſicht 
auf die Incompetenzmäßigkeit der Wohnung zu gewährenden Geldentſchädi⸗ 
gung kann im Erkenntnißwege nicht erfolgen. (Steiermark.) 
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Die Centraliſation der Amtsbibliotheken in Wien. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 


Die umfaſſende, planmäßige Thätigkeit des Staates zur Organi⸗ 


ſation des Bibliotheksweſens kuüpft in Oeſterreich bekanntlich au die 
Aufhebung des Jeſuitenordens au. Die Bibliotheken der aufgehobenen 
Jeſuitencollegien bildeten den Stamm, aus welchem in den Siebziger⸗ 
Jahren des vorigen Jahrhunderts die Univerſitäts⸗ und Lyeeal⸗ 
(Studien-) Bibliotheken in den öſterreichiſchen Erblanden geſchaffen 
wurden, und damit war der Typus gegeben, nach welchem ſich auch 
in den ſpäter angegliederten Ländern das Bibliotheksweſen zunächſt 
entwickelte 9. 

Dem in der Geſchichte der Bibliotheken überhaupt nachweisbaren 
Gange entſprechend und mit der Geneſis aus den Jeſuitenbibliotheken 
insbeſondere im Einklange traten die vom Staate geſchaffenen neuen 
Bibliotheken mit dem vorwaltenden Charakter von Unterrichtsbiblio— 
theken in's Leben. Sie waren vor Allem beſtimmt, didactiſchen Zwecken 
zu dienen, und daher wurden ſie theils als Univerſitätsbibliotheken mit 
den Univerſitäten, theils als Lycealbibliotheken mit anderen Lehranſtalten 
in eine mehr oder minder enge Verbindung geſetzt. 


) Nur die Innsbrucker und vielleicht auch die Prager Univerſitäts⸗ 
bibliothek haben einen etwas weiter zurückreichenden Anfang (1745, 1769); aber 
auch hier bildeten die Jefuitenbibliotheken eine alsbald eintretende weſentliche 
Bereicherung. Hierüber, wie über das öſterreichiſche Bibliotheksweſen überhaupt 
iſt jetzt in erſter Linie zu Rathe zu ziehen die verdienſtliche Zuſammenſtellung 
in dem „Handbuch für öſterreichiſche Univerſitäts⸗ und Studienbibliotheken“ von 
Dr. Ferdinand Graßauer (Wien 1883). Ueber die Geſchichte der öſterreichiſchen 
Univerſitätsbibliotheken gibt aber auch die zur Säcularfeier der Eröffnung der 
Wiener Univerſitätsbibliothek (1877) von dem damaligen Vorſtande derſelben 
Dr. Friedrich Leithe verfaßte hiſtoriſch⸗ſtatiſtiſche Skizze inſoferne bequeme 
Orientirung, als die Verhältniſſe der Wiener Univerſitätsbibliothek im Großen 
für die ganze Gruppe als typiſche betrachtet werden können. Dadurch gewinnt die 
kleine Schrift, welche im knappſten Umfange eine Fülle von Mittheilungen zu 
vereinigen weiß, eine allgemeine Bedeutung. 


Dieſe Doppelnatur haben die Univerſitätsbibliotheken und die 
Studienbibliotheken i. e. S. (Olmütz, Salzburg, Klagenfurt, Laibach, 
Linz, Görz) bis zur Gegenwart bewahrt. 

Sie tritt bei den Univerſitätsbibliotheken zu Tage in der zwei⸗ 
fachen finanziellen Grundlage, denn neben der an Stelle des urſprüng⸗ 


lichen Stiftungsvermögens gebotenen Staatsdotation finden ſich gerade 


in neueſter Zeit aus dem Verbande 
eigene Einnahmen. 

Sie iſt ferner bei den Univerſitäts⸗ ſowie bei den Studienbibliotheken 
unverkennbar gegeben durch das (zum Theile ſchon ſeit 1781 beſtehende) 
Inſtitut der Pflichtexemplare, welches dieſe Bibliotheken ohne Rückſicht auf 
einen beſtimmten Lehrzweck zu Sammelſtellen aller Druckſchriften ihres 
Sprengels und damit in gewiſſem Sinne zu Landesbibliotheken macht. 

Die Doppelnatur der Bibliotheken wird endlich offenbar in der 
Zugänglichkeit derſelben für größere Kreiſe, über den Umfaug des 
Verbandes der einzeluen Studienanſtalten hinaus, wie fie ſchon in den 
alten Bibliotheksinſtructionen von 1778 und 1825 anerkannt war und 
zuletzt in der Miniſterialverordnuung vom 20. December 1849 ihre 
weiter greifende Regelung gefunden hat. 

Bei dieſem Punkte müſſen wir etwas verweilen. 

Dem Streben, die Bibliotheken zum ausſchließlichen Beſitzthum 
einer einzelnen Anſtalt zu machen, ſtand ſchon der § 18 der Inſtruction 
von 1825 entgegen, welche die Univerſitäts⸗ und Lycealbibliotheken als 
die „gemeinſchaftliche Bücherſammlung nicht nur aller Studienabtheilungen 
der Univerſität oder des Lyceums, ſondern auch aller anderen k. k. 
Bildungsanſtalten desſelben Ortes“ erklärte. Im weiteren Verfolge dieſes 
Gedankens hat man auch die örtliche Beſchräukung der einzelnen 
Anſtalten fallen laſſen und ſeit der im Jahre 1868 erfolgten Regelung 
des Ausleihverkehres außerhalb des Standortes kann man ſagen, daß 
der Bücherſchatz aller öſterreichiſchen Univerſitäts⸗ und Studienbibliotheken 
ein gemeinſchaftlicher geworden iſt. 

Allein mehr als das, auch über den Charakter von Lehranſtalts⸗ 
bibliotheken überhaupt wurde hinausgegriffen und es fanden Gruppen 
von Intereſſenten Zulaſſung, welche mit dem Unterrichtsweſen in keinem 
Zuſammenhange ſtanden. 

Hieher gehören, um nur den Ausleihverkehr zu häuslichem Gebrauche 
in's Auge zu fallen, nach der Ausleihvorſchrift von 1849 die Bibliotheks⸗ 
beamten, die Mitglieder der Doctorencollegien, der Akademie der Wiſſen⸗ 
ſchaſten und der vom Landeschef in dieſer Richtung autoriſirten Geſell⸗ 


mit der Univerſität fließende 


| haften, die öffentlichen Behörden zu Zwecken des Amtsgebrauches und 


ſchließlich alle jene Perſonen, welche vom Landeschef die individuelle 
Ausleihberechtigung erhalten. 
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Nach dem Geſagten hat, um jenen Punkt beſonders hervorzuheben, Ju ihrem Sonderdaſein unangetaſtet ſind ferner die Bibliotheken 
welcher uns heute ex professo berührt, das Recht der Behörden auf der Hofkammer und des Staatsrathes geblieben, nur haben dieſe mit 
die Entlehnung aus den Univerſitäts⸗ und Studienbibliotheken, welches dem Wegfall ihrer urſprünglichen Beſitzer einen Wechſel der Beſtimmung 


früher nicht anerkannt war, 
Feſtſtellung gefunden. 
Dieſes Recht iſt aber gegenüber jenem der übrigen Interefſenten⸗ 


in den neueren Normen ſeine ausdrückliche | 


erfahren; die Hoſkammerbibliothek iſt nämlich im Gegenſatze zu dem 
Hofkammerarchive nicht an das Reichs⸗Finanzminiſterium, ſondern an 


das diesſeitige Finanzminiſterium, die Bibliothek des Staatsrathes nicht 


gruppen in mehrfacher Richtung ein beſchränktes. Es ſteht erſtens nur an das nach Auſlöſung des letzteren geſchaffene Reichsgericht, ſondern 
den Behörden als ſolchen, nicht den Mitgliedern derſelben individuell an den Reichsrath übergegangen. 


zu, während die Angehörigen der Lehranſtalten, Doctorencollegien und 
Akademien die Befugniß für ihre Perſon ſelbſt beſitzen. Es iſt ferner 
in Folge dieſer ſubjectiven Formulirung auch ſachlich, nämlich durch den 
Zweck des Amtsgebrauches begrenzt, während bei den eben genannten 


Dort, wo die Auflöſung und Zuſammenziehung der Behörden 
tiefer griff, mußten natürlicherweiſe auch die Veränderungen in der 
Stellung der Bücherſammlungen weitergreifende ſein. Allein auch dort, 
wo die alten Bücherſammlungen verſchwanden, iſt dies nur geſchehen, 


verwandten Intereſſentengruppen die Nachweiſung eines beſtimmten um in jenen Bibliotheken von Neuem aufzuerſtehen, welche mit den neu 


Leſezweckes nicht verlangt wird. 


Wie im Punkte der Benützung ſo ſind die Behörden endlich auch 


hinſichtlich der Verwaltung der Bibliotheken in den Hintergrund geſtellt. 
Während die akademiſchen Senate und theilweiſe auch die Lehrkörper 
der anderen intereſſirten Anſtalten ein weit reichendes Recht der Ueber⸗ 
wachung und Anregung in Sachen der Bibliotheksverwaltung beſitzen, 
iſt den als Leſeparteien intereſſirten öffentlichen Behörden jeder Einfluß 
auf die Bibliotheksgebahrung verſagt. Um ihre ſpecifiſchen Intereſſen zur 
Geltung zu bringen, ſteht ihnen nur wie jeder Privatperſon das Recht 
zu, Wünſche der Bibliotheksleitung gegenüber zu äußern und eventuell 
zur Kenntniß der Statthalterei oder des Miniſteriums zu bringen 7. 

Das Bedürfniß, die literariſchen Behelfe für die ſpeeifiſchen 
Aufgaben des Amtes bereit zu halten, hat daher ſchon ſeit langer Zeit 
dazu geführt, daß au den Sitzen der höheren Behörden Bücherſammlungen 
für die Zwecke des beſonderen Amtszweiges entſtanden. Dieſe Sammlungen 
haben leicht erklärlicher Weile bei den Ceutralſtellen in Wien 
größten Umfang gewonnen. Hier ſind, bei dem einen Dikaſterium früher, 
bei dem anderen ſpäter, im Laufe der Zeiten förmliche Bibliotheken 
entſtanden und von dieſen Anſtalten, von der Aufgabe, der Organiſation 
und Reform derſelben, ſollen die nachfolgenden Zeilen handeln 3). 

Schon im Vormärz finden ſich Bücherſammlungen bei den Wiener 
Centralſtellen und den mit dieſen im Zuſammenhange ſtehenden Staats⸗ 
behörden. 

Die Exiſtenz kleinerer Sammlungen iſt nachweisbar bei den Hof⸗ 
kanzleien, der Miniſterconferenz, der Polizeihofſtelle, dem General⸗ 
Rechnungsdirectorium, zum größeren Umfange ſind ſchon in jener Zeit 
gediehen die Bibliothek des Hofkriegsrathes, der Hofkammer, der Staats⸗ 
kanzlei, des Staatsrathes, der oberſten Juſtizftelle)) und vielleicht auch 
jene des Staatsarchivs und des ſtatiſtiſchen Bureaus. 

Der Umſchwung in der Organiſation der Behörden mit und nach 
dem Jahre 1848 hat das weitere Schickſal dieſer Gruppe von Biblio⸗ 
theken natürlich in erſter Linie beſtimmt. Jene Behörden, welche mit 
größeren oder geringeren Metamorphoſen ihr Eigendaſein bewahrten, 
haben ſich auch die ihnen eigenthümlichen Bibliotheken in die neue 
Lebensphaſe gerettet. Es beſtehen daher von den erwähnten alten 
Schöpfungen mehrere als ſelbſtſtändige Körper, und zwar in erweitertem 
Umfange bis zu unſeren Tagen fort. 

Die Bibliothek der Staatskanzlei iſt heute nur in nomineller 


geſchaffenen oder umgewandelten Centralſtellen in's Leben traten. So 
find die Bücherbeſtände der Minifterconferenz, der Polizeihofſtelle und 
der Hofkanzleien zum größten Theile in der 1849 geſchaffenen Admini⸗ 
ſtrativbibliothek des Miniſteriums des Innern aufgegangen, ſo ſcheint 


die Bücherſammlung des General⸗Rechnungsdirectoriums zum Theile 


jan die Bibliothek der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion übergegangen 
zu ſein und zum Theile in jener des oberſten Rechnungshofes 
fortzuleben. 


In dieſer Lage, welche die Anknüpfung an überkommene Beſtände 


' geftattete, befanden ſich nun wohl nicht alle der nach den 1848er Er⸗ 


eigniſſen geſchaffenen Centralſtellen. Aber auch diejenigen, welche einer 
ſolchen Anlehnung entbehrten, ſchritten ſofort nach ihrer Bildung zur 
Anlage von Amtsbibliotheken, ja, man kann ſagen, daß ſeither überhaupt 
kaum eine Behörde von größerem Umfange geſchaffen worden iſt, welche 
nicht beſtrebt geweſen wäre, eine eigene, kleinere oder größere, Bücher⸗ 


den | ſammlung zu Stande zu bringen. 


Die umfaſſendſte Anſtalt dieſer Gruppe iſt unſtreitig die Biblio⸗ 


thek des Miniſteriums des Innern ). Von dem Miniſter Graf Stadion 
auf Grund der kaiſ. Entſchließung vom 18. April 1849 geſchaffen, 


konnte ſie, wie wir geſehen, an einen alten Stamm (von etwa 
5000 Bänden) anknüpfen und erhielt im Jahre 1852 überdies durch 
die Preßordnung vom 27. Mai eine ſtetig fortlaufende Quelle unent⸗ 


geltlicher Ergänzung. Durch dieſes Preßgeſetz wurde der Bibliothek das 
(Recht auf die Pflichtexemplare der ganzen Monarchie zuerkannt und 
dieſes Recht iſt, nur in einem natürlicherweiſe geographiſch beſchränkten 


Umfauge, durch das Preßgeſetz von 1862 aufrechterhalten worden. Die 


Bibliothek des Miniſteriums des Innern iſt damit ſchon auf eine Baſis 
| gefteltt, welche ſie weit über den Rahmen eines Hilfsinſtitutes eines 


einzelnen Miniſteriums hinausheben muß. Abgeſehen davon iſt aber 
auch ein Zufluß von außen durch amtliche Zuwendungen und durch 
Anſchaffungen bewirkt worden, ſo daß ſich der Beſtand der Bibliothek 
gegenwärtig auf weit über 50.000 Bände belaufen mag. 

Sowie das Miniſterium des Innern ſchritten auch das Miniſterium 
für Cultus und Unterricht und das Juſtizminiſterium noch im Jahre 
1849 zur Gründung von ſpeciellen Miniſterialbibliotheken. 

Den Stamm der erſteren bildeten Theile der Amtsbibliotheken 
der allgemeinen Hofkanzlei und der Polizeihofſtelle, den Grundſtock der 
letzteren die aus dem Nachlaſſe des Vicepräſidenten der Geſetzgebungs⸗ 
commiſſion Freiherrn von Gärtner erworbene juridiſche Bücherſammlung. 


Veränderung die Bibliothek des Miniſteriums des k. und k. Hauſes und Der weitere Zuwachs dieſer Bibliotheken, welche auf amtliche Zuwen⸗ 


des Aeußern, desgleichen die Kriegsbibliothek jene des k. und k. Reichs⸗ 
Kriegsminifteriums, die Bibliothek der oberſten Juſtizſtelle jene des 
oberſten Gerichtshofes und nicht minder haben die Bibliotheken des 
Archivs und der Direction für adminiſtrative Statiſtik (jetzt ſtatiſtiſche 
Centralcommiſſion) ihre Stellung im Aemterorganismus bewahrt. 


) Rückſichtlich der für die Lehranſtaltsbibliotheken maßgebenden Normen 
verweilen wir außer den älteren Schriften von Hankiewicz und Thaa 
(Sammlung der Univerſitätsnormen) insbeſondere auf Graßauer's Handbuch. 

8) Ueber den Beſtand und die Geſchichte der Amtsbibliotheken verweiſen 
wir im Allgemeinen auf die Notizen in Petzholdt's Adreßbuch der Bibliotheken 
Deutſchlands (Dresden 1875) und auf die Mittheilungen der ſtatiſtiſchen 
Centralcommiſſion in dem VI. Hefte des 20. Jahrganges derſelben (Wien 
1874). Dieſe Publicationen, und namentlich die letztere, ſind zwar keineswegs 
erſchöpfende, wie wir ſelbſt im Verlaufe der Darſtellung noch hie und da werden 
nachweiſen müſſen, eine vollſtändigere Zuſammenſtellung exiſtirt aber bis zur 
Stunde nicht. Balbi's „Essai statistique sur les bibliotheques de Vienne“ 
(Wien 1835 führt nur die Kriegs⸗, Archivs⸗ und Hofkammerbibliothek und auch 
von dieſen letztere blos ganz ſummariſch an. 

) Vgl. Maasburg's Geſchichte der oberſten Juſtizſtelle, Wien 1880, 
S 272, Anm. 17. 


dungen, Geſchenke und den Ankauf beſchränkt blieben, konnte natürlich 
kein entfernt ſo großer ſein als jener im Miniſterium des Innern, doch 
dürfte der gegenwärtige Stand in jeder derſelben immerhin an 20.000 Bände 
betragen. 

Umfaſſender als dieſe beiden Miniſterien griff die 1852 geſchaffene 
oberſte Polizeibehörde aus. Sie verſchaffte ihrer ſofort in's Leben 
gerufenen Bibliothek“) durch das Preßgeſetz von 1852 gleichſalls das Recht 
auf alle Pflichtexemplare der Monarchie und dieſes Recht iſt durch das 
Preßgeſetz von 1862 für die ſeit 1859 in ein Polizeiminiſterium um⸗ 
gewandelte Behörde aufrechterhalten worden. Es beſtand alſo hier eine 
zweite Amtsbibliothek auf allgemeiner Grundlage und an dieſer Baſis 
wurde nichts geändert, als die Miniſterialinſtanz, welcher die Bibliothek 


) Ueber die Anfänge dieſer Bibliothek berichtet Petzholdt's Anzeiger 
für Bibliographie und Bibliothekwiſſenſchaft im Jahrgange 1851 unter Nr. 217 
und 382 („Die adminiſtrative Bibliothek des Miniſteriums des Innern in Wien“). 

6) Ueber dieſe Bibliothek als „Amtsbibliothek des k. k. Polizeiminiſteriums 
in Wien“ berichtet Geheimrath Neigebaur im XXVI. Jahrgange des Sera⸗ 
peum (1865) auf S. 81—85 des Intelligenzblattes. 


zugewieſen war, nach Abtretung der Polizeiagenden an das Miniſterium 
des Innern (1870) zum Miniſterium der Landesvertheidigung zuſammen⸗ 
ſchrumpfte. Im Gegentheile, die Bibliothek wurde jetzt, durch die Local⸗ 
verhältniſſe unterftügt ”), förmlich zu der Bibliothek des Miniſterraths⸗ 
präſidiums erklärt und erhielt damit die umfaſſende Widmung, welche 
allein der breiten Baſis ihrer Gründung entſprach. 

Ob die im Jahre 1848 geſchaffenen Miniſterien des Handels 
und der Landescultur zu bedeutenden Bücherſammlungen gelangten, iſt 
uns nicht bekannt. Was indeß bis zu der Auflöſung dieſer Centralſtellen 
im Jahre 1859, bezw. 1853, möglicherweiſe an Bücherbeſtänden ange⸗ 
wachſen war, iſt wahrſcheinlich in den Sammlungen anderer Behörden 
erhalten geblieben. Wir glauben nicht zu irren, wenn wir annehmen, 
daß die Direction für adminiſtrative Statiſtik einen Theil ihrer Biblio⸗ 
thek der früheren amtlichen Unterſtellung unter das Handelsminiſterium 
verdankte, und daß die montaniſtiſche Abtheilung der Bibliothek des 
Finanzminiſteriums gleichfalls in Folge der Auflaſſung des Miniſteriums 
für (Landescultur und) Bergweſen bereichert wurde. 

Als dieſe Miniſterien in den Sechziger⸗Jahren (1861 und 1868) 
ihre Auferſtehung feierten, nahmen ſie die Gründung eigener Bibliotheken 
ſofort wieder in die Hand. 

Dem Handelsminiſterium kam dabei der Umſtand zu Statten, daß 
hier 1872 ein beſonderes ſtatiſtiſches Departement geſchaffen wurde, 
welchem die Obſorge für die Miniſterialbibliothek als natürliche Aufgabe 
zufiel und welches zugleich als Agens eines internationalen Tauſchverkehres 
wirkſam ſein konnte. 

Aber auch das jüngere und kleinere der genannten Miniſterien 
ließ ſich, wie es ſcheint, ſeine literariſche Ausſtattung von Anſang an 
angelegen ſein, da um die Mitte der Siebziger⸗Jahre ſchon ein Beſtand 
von nahezu 6000 Bänden ausgewieſen wird. 

In ähnlicher Weiſe ſind andere Behörden vorgegangen, 
ſeither ſelbſtſtändig entſtanden. 

Der Gründung des k. k. techniſchen und adminiſtrativen Militär⸗ 
comite's und der Marineſection des Reichs⸗Kriegsminiſteriums folgt bald 
jene von beſonderen Bibliotheken und ebenſo hat, um von Civilbehörden 
zu ſprechen, der Verwaltungsgerichtshof gleich nach feiner Conſtituirung 
die Anlage einer Amtsbibliothek als zu ſeiner Thätigkeit erforderlich 
betrachtet. 


welche 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Leiter einer Volksſchule iſt im Falle der Incompetenz⸗ 
mäßigkeit ſeiner Naturalwohnung nur berechtigt, an Stelle der⸗ 
ſelben die gefetzliche Quartiergeldentſchädigung zu fordern. Die 
Feſtſtellung einer anderweitigen, mit Rückſicht auf die Incom⸗ 
petenzmäſtigkeit der Wohnung zu gewährenden Geldentſchädigung 
kann im Erkenntnißwege nicht erfolgen. (Steiermark.) 


Nach § 29 des ſteiermärkiſchen Landesgeſetzes vom 4. Februar 
1870, L. G. Bl. Nr. 16, hat jeder Leiter einer Volksſchule das Recht 
auf eins mindeſtens aus zwei Zimmern und den erſorderlichen Nebenloca⸗ 
litäten beſtehende Wohnung. Kann ihm eine ſolche nicht ausgemittelt 
werden, ſo gebührt ihm eine Quartiergeldentſchädigung, welche wenigſtens 
mit 25 Percent des mindeſten Jahresgehaltes an der betreffenden Schule 
zu bemeſſen iſt. 

Unter Berufung auf dieſe geſetzliche Beſtimmung ſuchte der Lehrer 
M. S. in L. beim Bezirksſchulrathe T. um Zuerkennung einer mit 
Rückſicht auf die conſtatirte Incompetenzmäßigkeit ſeiner Naturalwoh⸗ 
nung aus dem Ortsſchulfonde zu leiſtenden Entſchädigung an. 

Der Bezirksſchulrath gab dieſem Begehren Folge und verpflichtete den 
Ortsſchulrath in L. mit dem Erkenntniſſe vom 9. November 1883, 
Z. 437, dem Lehrer S. durch die Leiſtung einer jährlichen Entſchädigung 
von 50 Gulden ein Aequivalent für die Incompetenzmäßigkeit der von 
ihm benützten Wohnung zu bieten. 

Mit dieſem Erkenntniſſe war weder der Ortsſchulrath noch der Leh⸗ 
rer zufrieden; erſterer verweigerte die Erfüllung der aufgetragenen Lei⸗ 
ſtung, letzterem ſchien die zuerkannte Entſchädigung zu gering, um die 


) Das Miniſterrathspraſidium und das Miniſterium für Landesverthei⸗ 
digung befinden ſich, wie wir für in Wien fremde Leſer bemerken, in demſelben 
Gebäude, nämlich in dem Modeneſer Palaſte in der Herrengaſſe 7. 
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Unzukömmlichkeiten, welche die räumliche Beſchränktheit ſeiner Wohnung 
im Gefolge hatte, aufzuwiegen. 

Anläßlich der eingebrachten Recurſe behob der k. k. Landesſchulrath 
in Graz mit Erlaß vom 18. September 1884, Z. 4920, das bezirks⸗ 
ſchulräthliche Erkenntniß, da das Geſetz vom 4. Februar 1870 im 8 29 
die Berechtigung eines Schulleiters zur ſactiſchen Benützung einer com⸗ 
petenzmäßigen Wohnung oder zum Bezuge der geſetzlichen Quartiergeld⸗ 
entſchädigung alternativ ſtatuirt, weshalb die Feſtſtellung einer ander⸗ 
weitigen Entſchädigungsmodalität, wie eine ſolche in dem angefochtenen Er⸗ 
kenntniſſe ausgeſprochen wurde, im Entſcheidungswege nicht zuläſſig 
erſcheine, ſondern nur auf Grund einer freiwilligen Vereinbarung 
zwiſchen dem Ortsſchulrathe und dem Lehrer erfolgen könne. 

Dr. v. M. 


Titeratur. 


Der öffentliche Haushalt in Böhmen. Beitrag zur Kenntniß 
und Beurtheilung des Finanzwefens der Selbſtverwaltung in 
Oeſterreich. Von Dr. Ernſt Miſchler. (Leipzig und Wien, Toeplitz & Deuticke, 
1887.) 

Das vorliegende Werk, welches als eine neue Erſcheinung auf dem Gebiete 
der Statiſtik bezeichnet werden muß, indem es die Statiſtik der Selbſtverwaltung 
zum Gegenſtande ſeiner Betrachtungen wählt, beleuchtet, auf Grund finanz⸗ 
ſtatiſtiſcher Daten ſowie auch in organiſatoriſcher Beziehung, die Selbſtverwaltung 
im Königreiche Böhmen auf den Gebieten des Landeshaushaltes, einſchließlich 
der temporären Haushaltungen (Grundentlaſtung und Propination), des Normal⸗ 
ſchulfondes und der Stiſtungen, der Bezirksverwaltung und des Gemeinde⸗ 
haushaltes. 

Das Buch enthält Darlegungen, welche von allgemeinem Intereſſe ſind, 
ſo beiſpielsweiſe den durch die angeführten Daten gelieferten Nachweis, daß ſeit 
dem Jahre 1865 bis zum Jahre 1882 die Koſten des Landeshaushaltes in 
Böhmen nahezu um das Vierfache, die Koſten des Haushaltes der Hauptſtadt 
Prag um mehr als das Vierfache geſtiegen ſind, und erſcheinen auch die dem⸗ 
ſelben am Schluſſe angefügten Vorſchläge auf Anbahnung einer wirthſchaftlichen 
Centraliſation des Gemeindeweſens und Einführung einer auf finanztechniſchen 
Geſichtspunkten baſirenden Budgetirung des Gemeindehaushaltes beachtenswerth. 


an 


Notiz. 
Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 26. April 1887, Z. 10.287, betreffend 
den Waarenhandel durch Ratengeſchäftsinhaber. 
An alle Juſtizbehörden. 

Das Juſtizminiſterium hat ſich von einzelnen Bezirksgerichten über die 
Wahrnehmungen berichten laſſen, welche dieſe Gerichte anläßlich der Verhand⸗ 
lungen über Klagen aus ſogenannten Ratengeſchäften zu machen Gelegen⸗ 
heiten hatten. 

Hiebei hat ſich gezeigt, daß bei dem Betriebe dieſer Art des Waaren⸗ 
handels häufig gegen beſtehende geſetzliche Vorſchriften verſtoßen wird, ohne daß 
die zur Beſtrafung ſolcher Uebertretungen berufenen Behörden in die Lage 
kommen, diesfalls das Amt zu handeln. 

Dies gilt insbeſondere von dem Falle, daß die Ratengeſchäftsinhaber 
entweder ſelbſt oder durch Agenten im Umherreiſen die Verbindungen mit den 
Kunden anzuknüpfen beſtrebt ſind. 

In dieſer Hinficht werden die Gerichte zunächſt aufmerkſam gemacht, daß 
zu dieſer Art des Geſchäftsverkehres, inſoweit ſich derſelbe als ein Hauſirhandel 
darſtellt, das iſt als Handel mit Waaren im Umherziehen von Ort zu Ort und 
von Haus zu Haus ohne beſtimmte Verkaufsſtätte — eine beſondere Bewilligung 
der politiſchen Behörde erforderlich iſt, daß hiebei die Beſtimmungen des Haufir⸗ 
patentes vom 4. September 1852, R. G. Bl. Nr. 252, beobachtet werden müſſen, 
und daß jede Uebertretung des Hauſirpatentes der Beſtrafung durch die politiſche 
Behörde unterliegt. 

Des Weiteren ſind noch die folgenden derzeit in Geltung ſtehenden 
gewerbepolizeilichen Beſtimmungen zu beachten: 

1. Gewerbsleute und deren Bevollmächtigte dürfen im Umherreiſen blos 
Muſter, nicht aber auch Waaren zum Verkaufe mit ſich führen. (8 59, Alinea 1 
des Geſetzes vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39.) 

2. Inländiſche Handlungsreiſende, welche nicht im unmittelbaren Dienſte 
eines inländiſchen Erzeugers oder Handelsunternehmers ſtehen, dann auslän⸗ 
diſche Gewerbetreibende und deren Bevollmächtigte überhaupt dürfen überdies 
nur mit Kaufleuten, Fabrilanten und Gewerbsleuten in Gegenſtänden des 


„ 


beiderſeitigen Geſchäftsbetriebes Geſchäfte anknüpfen, nicht aber in Geſchäfte 
mit Perſonen treten, welche dem Handels- oder Fabriksſtande nicht angehören. 
(88 9 und 10 der Miniſterialverordnung vom 3. November 1852, R. G. Bl. 
Nr. 220, und Miniſterialverordnung vom 16. September 1884, R. G. Bl. 
Nr. 159.) 

3. Inländiſche Handelsreiſende und ſtabile Geſchäftsagenten, welche ein 
Geſchäft daraus machen, für mehrere Gewerbetreibende Beſtellungen zu ſuchen, 
haben dieſen ſelbſtſtändigen Erwerbszweig nach 8 11 der Gewerbeordnung anzu⸗ 
melden. ($ 59, Alinea 3 des Geſetzes vom 15. März 1883.) 

4. Ausländiſche Gewerbetreibende, ſowie deren Bevollmächtigte dürfen — 
unter den in Punkt 1 und 2 angeführten Beſchränkungen — überhaupt nur dann 
in Oeſterreich im Umherreiſen Geſchäfte anknüpfen, wenn ſie, im Falle als mit 
dem Staate, dem ſie angehören, ein diesbezüglicher Staatsvertrag beſteht, mit der 
in den Staatsverträgen vorgeſehenen Gewerbe⸗Legitimationskarte verſehen find, 
oder wenn ſie, falls ein ſolcher Staatsvertrag nicht beſteht, mit der Zulaſſungs⸗ 
bewilligung der competenten politiſchen Landesbehörde verſehen find und hierlands 
Steuer entrichten. 

Auch in allen Fällen einer Zuwiderhandlung gegen die eben angeführten 
Beſtimmungen ſind die politiſchen Behörden berufen, die Strafamtshandlung zu 
pflegen, die Gerichte aber verpflichtet, zu dieſem Behuſe ungeſäumt die Anzeige 
an die politiſche Behörde zu erſtatten, welcher es auch ausſchließlich zuſteht, das 
Gewicht etwa geltend gemachter Exculpations umſtände, wie z. B. der Behauptung, 
die dem Käufer ausgefolgte Waare ſei urſprünglich als Muſter mitgeführt 
worden u. dgl., zu prüfen. 

Inſoweit es ſich endlich um Druckſchriften handelt, welchen nach § 4 des 
Preßgeſetzes vom 17. December 1862, R. G. Bl. 1863 Nr. 6, insbeſondere 
auch die Oelfarbendruckbilder gleichgeſtellt ſind, ſo iſt im Auge zu behalten, daß 
durch § 23 des Preßgeſetzes nicht nur das Hauſiren mit ſolchen Gegenſtänden im 
Allgemeinen verboten, ſondern auch ſchon das Sammeln von Pränumeranten oder 
Subſcribenten durch Perſonen, welche nicht mit einem hiezu von der Sicherheits⸗ 
behörde beſonders ausgeſtellten Erlaubnißſcheine verſehen ſind, als eine den Ge⸗ 
richten zur Aburtheilung zugewieſene Uebertretung erklärt iſt. Es wird der Beur⸗ 
theilung der mit dem Strafrichteramte in Preßſachen betrauten Bezirksgerichte zu 
überlaſſen ſein, ob in dem Verkaufe von Preßerzeugniſſen irgendwelcher Art nach 
einem vorgewieſenen Muſter mittelſt Ratenbriefes durch hiezu nicht ſpeciell legi⸗ 
timirte Perſonen ein ſtrafbares Sammeln von Pränumeranten oder Subjeribenten 
zu erblicken iſt oder nicht, zu welchem Behufe es den Civilgerichten zur Pflicht 


gemacht wird, von allen Fällen dieſer Art dem competenten Strafgerichte die 


Anzeige zu erſtatten. 

Das Juſtizminiſterium erwartet mit Zuverſicht, daß die Gerichte auf alle 
beim Waarenhandel durch Ratengeſchäftsinhaber vorkommenden Gef ſetzwidrigkeiten 
ein ſorgfältiges Auge haben, und die beobachteten Fälle immer ſofort der com⸗ 
petenten Behörde zur Anzeige bringen werden. Praß ek m. p. 


Geſetze und Verordnungen. 
1886. II. Semeſter. 


Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum 
Steiermark. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 10. Juli. — 28. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Steiermark vom 15. Juni 1886, betreffend die Stempelfreiheit der 
mündlichen Geſuche um Ausſtellung von Jagdkarten. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 22. Juli. 29. Geſetz vom 23. Juni 1886, 
womit eine Feuerlöſchordnung für das Herzogthum Steiermark mit Ausnahme 
der Landes hauptſtadt Graz erlaſſen wird. 

XX. Stück. Ausgeg. am 30. Juli. — 30. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Steiermark vom 14. Juli 1886, betreffend die Bewilligung zum 
Feilhalten und Verkaufe vegetabiliſcher Arzneimittel. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 30. Juli. — 31. Geſetz vom 11. Juli 1886, 
womit 8 14, Abſatz 8, und 8 27, Abſatz 13, 14 und 15 des ſteiermärkiſchen 
Landesgeſetzes vom 8. Februar 1869, L. G. Bl. Nr. 11, und § 32 des 
ſteiermärkiſchen Landesgeſetzes vom 4. Februar 1870, L. G. Bl. Nr. 15, abge⸗ 
ändert werden. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 25. Auguft. 32. Kundmachung des 
k. k. Statthalters in Steiermark vom 12. Auguſt 1886, betreffend die Erlaſſung 
einer Cholerainſtruction. 
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XXIII. Stück. Ausgeg. am 7. September. — 33. Kundmachung des 
k. k. Statthalters in Steiermark vom 10. Auguſt 1886, betreffend den Anſchaffungs⸗ 
preis für Winzerbücher. — 34. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark 
vom 3. September 1886 über den Allerhöchſt genehmigten Landtagsbeſchluß, 
betreffend die Veräußerung von im ſteiermärkiſchen Landesfonde befindlicher 
Papierrente zum Zwecke der Betheiligung des Landes bei der Capitalsbeſchaffung 
für mehrere Localbahnprojecte in Steiermark. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 13. October. — 35. Geſetz vom 23. Auguſt 
1886, betreffend die Grenzänderung zwiſchen den Ortsgemeinden St. Chriſtof 
und Tüffer im politiſchen Bezirke Cilli. — 36. Kundmachung des k. k. Statthalters 
IP Steiermark vom 19. September 1886, betreffend die Aenderung des Namens 
der Ortsgemeinde Graden-Lankowitz. 

XXV. Stück. Ausgeg. am 27. November — 37. Kundmachung des 
k. k. Statthalters in Steiermark vom 14. November 1886, betreffend den 
Allerhöchſt genehmigten Beſchluß des fteiermärkiſchen Landtages vom 9. Jänner 
1886, mit welchem die Einhebung einer Mauth auf der Gairach⸗Römerbader⸗ 
ſtraße bewilligt wurde. 

XXVI. Stück. Ausgeg. am 22. December. — 38. Kundmachung des 
k. k. Statthalters in Steiermark vom 11. November 1886, womit der zweite 
Theil der Evidenzvorſchrift ſammt einem Nachtrage, betreffend die „Gagiſten in 
der Reſerve“, verlautbart wird. 

XXVII. Stück. Ausgeg. am 29. December. — 39. Kundmachung des 
k. k. Statthalters in Steiermark vom 19. November 1886, betreffend die Ein⸗ 
führung autoriſirter Privattechniker, ihre Eintheilung und die zur Erlangung 
ſolcher Befugniſſe nöthigen Nachweiſe. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Magiſtratsrathe und Mitgliede des Bezirks⸗ 
ſchulrathes in Wien Franz Chwalowsky das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗ 
Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Oberpoſteontroloren Ignaz Freiherrn von 
Rüſte! und Joſeph Mitterbacher in Wien den Titel eines kaiſerlichen Rathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten im Finanz⸗ 
— Joſeph Neidl das SOME Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 
| 

Erledigungen. 


| Zwei Sanitätsaſſiſtentenſtellen für Oberöſterreich, eine mit dem Adjutum 
fl, eine ohne Adjutum, bis 31. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 187.) 
Hausarztesſtelle bei der Landes⸗Irrenanſtalt in Brünn mit 1000 fl. 


| von 500 


| Seat, 180 fl. Aetivitätszulage und Naturalwohnung, bis 15. September. 
(Amtsbl. Nr. 187.) 


Auszug aus dem Verlags-Catalog 


der 


MANZ'schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


| 
| 
| 
b) Separat-Ausgabe der österreichischen Gesetze. 


Nachträge zum Strafgesetz vom 27. Mai 1852. Vagabunden- und 
Sprengstoffgesetz. kl. 8. 1886. (20 S.) 20 kr. 


Instruction, Die neue, zur Ausführung des Wehrgesetzes. Eingeführt 
mit Cireularverordnung des k. k. Reichs-Kriegsministeriums vom 22. Oc- 
tober 1885, Nr. 4842. (Ergänzungsheft zum X. Bande, I. Beet.) 
kl. 8. 1886. (XV, 254 S.) 1 fl. 

Entscheidungen von Behörden und gutächtliche agen 
über den Umfang von &ewerbereehten. Supplement zu allen Ausgaben 
der Gewerbeordnung. kl. 8. 1886. (107 S) 50 kr. 
Gesetze und Verordnungen über das Wasserrecht für Oesterreich 
unter der Enns. Mit den einschlägigen Entscheidungen des Reichs- 
gerichtes, des obersten Gerichtshofes, des Verwaltungsgerichtshofes und 
der Ministerien. kl. 8. 1886. (IV, 187 S.) 80 kr. 
Gesetzgebung, Die österr., über Münze, Papiergeld und Geld- 
zahlungen. Mit Berücksichtigung der bezüglichen ungar. Gesetzartikel. 
(Abgeschlossen Ende December 1885.) Von Ignaz Gruber. kl. 8. (VIII, 
149 8.) 1 fl. 20 kr. 


35. 


36. 


37. 


(Die Sammlung wird fortgesetzt.) 


DEE Sieg für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 15 der Erkenntniſſe 1887. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


